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Bericht der Bundesregierung über die künftige Gestaltung 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ 

hier: Rahmenplan 1988 bis 1991 und nachträgliche Änderung 
des Rahmenplans 1986 bis 1989 


Die Bundesregierung legt diesen Bericht dem Deut- 
schen Bundestag gemäß dessen Beschluß vom 3. Mai 
1984 (Drucksache 10/1250) vor. Der Deutsche Bun- 
destag erhält damit Gelegenheit zur Stellungnahme, 
ehe sich die Bundesregierung mit den Ländern ab- 
stimmt und der Planungsausschuß für Agrarstruktur 
und Küstenschutz (PLANAK) die entsprechenden Be- 
schlüsse faßt. 


I. Wesentliche Änderungen des Rahmenplans 1987 
bis 1990 und nachträgliche Änderung des 
Rahmenplans 1986 bis 1989 


1. Der Rahmenplan 1987 bis 1990 wurde vom 
PLANAK am 25. November 1986 beschlossen und 
dem Deutschen Bundestag zugeleitet (Drucksache 
10/6786). 

2. Bei den Beratungen der Förderungsgrundsätze 
für 1987 waren die Änderungen in der einzelbetrieb- 
lichen Investitionsförderung von besonderer Bedeu- 
tung; daneben wurden andere Förderungsgrund- 
sätze, so für die Marktstrukturverbesserung, die was- 
serwirtschaftlichen und kulturbautechnischen Maß- 
nahmen und für die Maßnahmen für landwirtschaftli- 
che Arbeitnehmer geändert und ergänzt. Die wichtig- 
sten Änderungen und Ergänzungen sind: 


Förderungsverbot von Kapazitätsausweitungen in 
der Rinder- und Schweinemast. 

Aus marktpolitischen Gründen können in diesen 
Bereichen nur noch Investitionen zur Rationalisie- 
rung oder Arbeitserleichterung gefördert werden. 
Die Mutterkuh- und Ammenkuhhaltung können 
hingegen weiter aufgestockt und auch insoweit 
gefördert werden. Das gleiche gilt für Investitionen 
in der Zuchtsauenhaltung bis zu 60 Plätze je Be- 
trieb. 

Diese Regelungen sind am 25. November 1986 
vom PLANAK mit sofortiger Wirkung beschlossen 
worden. Der Rahmenplan 1986 bis 1989 wurde ent- 
sprechend nachträglich geändert. 

Einführung von Obergrenzen bei der Förderung 
von Rationalisierungsinvestitionen. 

In der Schweinehaltung dürfen zum Zeitpunkt der 
Antragstellung zur Förderung von Rationalisie- 
rungsmaßnahmen nicht mehr als 400 Mastplätze je 
Betrieb vorhanden sein. 

Ferner können Investitionen in der Rindvieh- und 
Schweinehaltung nur gefördert werden, wenn 
nach Durchführung der Investitionsmaßnahme für 
die im Betrieb anfallenden Exkremente eine La- 
gerkapazität von grundsätzlich sechs Monaten 
vorhanden ist. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 511-6048-1/6 — 
vom 11. September 1987 gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 3. Mai 1987 — Drucksache 
10/1250. 
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— Zuschuß als Alternative zur Zinsverbilligung. 

Anstelle der bislang gewärten Zinsverbilligung 
kann wahlweise jeweils landeseinheitlich ein Zu- 
schuß gewährt werden. Er beträgt 

— für Gebäude und bauliche Anlagen bis zu 20 % 
der förderungsfähigen Aufwendungen im nicht 
benachteiligten und bis zu 30% im benachtei- 
ligten Gebiet; 

— für alle übrigen Investitionen bis zu 14 % im 
nicht benachteiligten und bis zu 21% im be- 
nachteiligten Gebiet, jeweils bezogen auf die 
förderungsfähigen Aufwendungen. 

— Erweiterung der Förderung von Junglandwirten. 

Junglandwirte, die innerhalb von fünf Jahren vor 
Antragstellung erstmals hauptberuflich einen 
landwirtschaftlichen Betrieb übernommen haben 
und landwirtschaftliche Unternehmer geworden 
sind, kann eine Niederlassungsprämie von bis zu 
10 000 DM gewährt werden. 

— Förderung landwirtschaftlicher Betriebe in be- 
nachteiligten Gebieten. 

Der Höchstbetrag der Ausgleichszulage im Be- 
reich der Ammen- und Mutterkuhhaltung ohne 
Müchproduktion für den Markt wurde von 
12 000 DM auf 18 000 DM je Begünstigten und 
Jahr erhöht. 

— Im Bereich der Marktstrukturverbesserung kön- 
nen Investitionen für die Erfassung und Lagerung 
von Lein sowie für Einrichtungen zur Herstellung, 
Lagerung und Vermarktung von Leinfasern geför- 
dert werden. Im Jahre 1987 können in jedem Bun- 
desland Zuschüsse von bis zu 50 % der förderungs- 
fähigen Kosten für je ein Vorhaben gewährt wer- 
den, wenn dies zur Gewinnung von Erkenntnissen 
für den raschen Aufbau von Einrichtungen zur Be- 
und Verarbeitung von Lein notwendig ist. Der Re- 
gelsatz im Marktstrukturbereich beträgt sonst 
20 %. 

— Außerdem hat es sich als notwendig erwiesen, die 
Förderung der Stillegung von Molkereikapazitäten 
zu erweitern. Die Begründung hierfür liegt in der 
Einführung der Garantiemilchmengenregelung. 
Neben der Stillegung wurden auch Arbeitnehmer- 
abfindungen eingeführt. 

— Förderung des Erwerbs von Schutzstreifen an Ge- 
wässern. Bei der Ausführung von wasserwirt- 
schaftlichen und kulturbautechnischen Vorhaben 
sind notwendige Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege einschließlich des Er- 
werbs entsprechender Schutzstreifen entlang von 
Gewässern förderungsfähig. 

— Verbesserungen bei der Förderung forstwirtschaft- 
licher Maßnahmen. 

Die Zuschußsätze sind um 5 bzw. 1 0 % erhöht wor- 
den. Sie betragen jetzt bei der Anlage von Schutz- 
pflanzungen und Feldgehölzen sowie bei Auffor- 
stungen von Laubholzkulturen bis zu 85 % (bisher 
80%), bei der Düngung bis zu 80% (bisher 70%) 
und bei der Aufforstung von Mischkulturen bis zu 
7 0 % (bisher 65%). 


— Absenkungen der Altersgrenze bei der Anpas- 
sungshilfe für ältere landwirtschaftliche Arbeit- 
nehmer. 

Die Anpassungshilfe kann generell ab dem 50. Le- 
bensjahr gewährt werden (bisher ab dem 55.; bei 
Melkern jedoch schon ab dem 50. Lebensjahr), 
wenn der Arbeitnehmer seinen Arbeitsplatz auf 
Veranlassung seines Arbeitgebers aufgibt und 
hierdurch dazu beiträgt, daß ein landwirtschaftli- 
cher Betrieb oder ein Produktionszweig eines land- 
wirtschaftlichen Betriebes, der die Arbeitskraft des 
Arbeitnehmers überwiegend beansprucht, struk- 
turbedingt aufgelöst wird. 

3 . Nachdem 1986 zur Abdeckung des Mittelbedarfs 
durch die Ausweitung der benachteiligten Gebiete 
um rd. 2 Mio. ha LF auf rd. 6 Mio. ha LF (rd. 50 % der 
LF des Bundesgebietes) durch Bereitstellung von zu- 
sätzlichen Deckungsmitteln für Ausgabereste, Um- 
schichtungen und Vorfinanzierungen durch die Län- 
der 125 Mio. DM Bundesmittel für die Ausgleichszu- 
lage zusätzlich bereitgestellt wurden, ist 1987 der 
gleiche Betrag offiziell in den Rahmenplan eingestellt 
worden. Damit bemüht sich die Bundesregierung, den 
Strukturwandel in den benachteiligten Gebieten im 
notwendigen Umfang zu unterstützen sowie die 
schwierige Situation der landwirtschaftlichen Be- 
triebe zu verbessern. 

Insgesamt stehen für die Ausgleichszulage im Rahmen- 
plan 1987 bis 1990 rd. 358 Mio. DM Bundesmittel oder 
rd. 596 Mio. DM Bundes- und Landesmittel bereit. Da- 
mit hat die Ausgleichszulage einen Anteil am Plafond 
der Gemeinschaftsaufgabe von rd. 24% erreicht. Die 
Zahl der geförderten Betriebe wird voraussichtlich auf 
rd. 228 500 ansteigen. Solange die Ausgleichszulage 
nur in den Berg- und Kerngebieten gewährt wurde (bis 
31. Dezember 1984), betrug der Mittelaufwand des 
Bundes rd. 65 Mio. DM jährlich (rd. 5,5 % des Plafonds) ; 
das entspricht rd. 110 Mio. DM Bundes- und Landes- 
mitteln, mit denen im Durchschnitt der Jahre rd. 82 000 
Betriebe jährlich gefördert wurden. Die Mittelzuwei- 
sung der Ausgleichszulage ist zweckgebunden; Um- 
schichtungen sind unzulässig. 


II. Änderung des Gemeinschaftsaufgabengesetzes 

4 . Der Bundesrat hat am 15. Mai 1987 beschlossen, 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Geset- 
zes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" beim 
Deutschen Bundestag einzubringen (Drucksache 
181/87 — Beschluß). Die Bundesregierung hat am 
6. August 1987 ihre Stellungnahme zu dem Gesetz- 
entwurf beschlossen und beides dem Deutschen Bun- 
destag zugeleitet (Drucksache 11/675). 

5 . Der Bundesrat verfolgt mit seiner Gesetzesinitia- 
tive im wesentlichen folgende Ziele; 

— Maßnahmen der Extensivierung und Flächenstill- 
legung sowie die Ausgleichszulage in benachtei- 
ligten Gebieten sollen Gemeinschaftsaufgabe 
werden; 
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— die Förderung der Flurbereinigung soll erweitert 
werden; 

— der Umweltschutz und insbesondere ökologische 
Belange sind bei den Maßnahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe besonders zu beachten. 

6. Die Bundesregierung stimmt der Zielsetzung des 
Gesetzentwurfs des Bundesrates zu, die Förderungs- 
maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur an 
die seit dem Erlaß des Gesetzes im Jahre 1969 verän- 
derten gesamtwirtschaftlichen und agrarpolitischen 
Rahmenbedingungen sowie agrarstrukturellen Ziel- 
setzungen auf nationaler und EG-Ebene anzupassen. 
Es muß insbesondere sichergestellt werden, daß lang- 
fristig wirksame, produktionssteigernde Maßnahmen 
gegenüber einkommensstützenden und produktions- 
mindernden Maßnahmen zurückgeführt und ökologi- 
sche Erfordernisse stärker beachtet werden. 

Der Gesetzentwurf hält sich im Rahmen der dem Ge- 
setzgeber nach Artikel 91a Abs. 2 GG eingeräumten 
Konkretisierungsbefugnis, die ihm bei der näheren 
Bestimmung des nach seinem Sprachgebrauch offe- 
nen Verfassungsbegriffs „Verbesserung der Agrar- 
struktur " auch die Berücksichtigung der tatsächlichen 
Entwicklung erlaubt. Die Bundesregierung stimmt 
deshalb der Ergänzung „Anpassung an die Marktent- 
wicklung" und der Aufnahme der neuen Maßnah- 
mengruppe „Ausgleich natürlicher Standortnach- 
teile" in § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes zu. Hierdurch 
wird der Weiterentwicklung der Agrarstrukturpolitik 
in den EG-Maßnahmen, wie es z. B. Extensivierung 
und Flächenstillegung zum Ziel haben, Rechnung ge- 
tragen. In diesem Sinne gehört zu den Maßnahmen, 
die die Agrarstruktur verbessern, auch die Aus- 
gleichszulage in den benachteiligten Gebieten. Sie 
war bisher keine Maßnahme der Gemeinschaftsauf- 
gabe, sondern sie wurde nur wie eine Maßnahme der 
Gemeinschaftsaufgabe behandelt. Im übrigen weist 
die Bundesregierung darauf hm, daß nur überregional 
bedeutsame Förderungsmaßnahmen zur Anpassung 
an die Marktentwicklung nach Artikel 91aGG Be- 
standteil der Gemeinschaftsaufgabe sein können. 

Förderungsmaßnahmen, die primär oder gleichge- 
wichtig dem Umweltschutz oder dem Tierschutz die- 
nen, sind mit Artikel 91a Abs. 1 Nr. 3 GG nicht verein- 
bar. 

7. Die vom Bundesrat bezweckte Ausrichtung der 
Förderung auf die bäuerliche Landwirtschaft wird un- 
terstützt. Deshalb sollen sonstige Maßnahmen, die un- 
ter besonderer Berücksichtigung der bäuerlichen Fa- 
milienbetriebe für die gesamte Land- und Forstwirt- 
schaft bedeutsam sind, förderungsfähig sein. 

Die Bundesregierung will, wie der Bundesrat, die För- 
derungsmöglichkeit von agrarstrukturverbessernden 
Maßnahmen nach dem Flurbereinigungsgesetz er- 
weitern und nicht allein von der Voraussetzung der 
Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin- 
gungen in der Land- und Forstwirtschaft abhängig 
machen. Das entspricht dem Flurbereinigungsver- 
ständnis, wie es in der Novelle zum Flurbereinigungs- 
gesetz von 1976 zum Ausdruck kommt. 


Die Berücksichtigung des Umweltschutzes und der 
ökologischen Belange wird durch die Formulierungen 
der Bundesregierung verstärkt hervorgehoben und 
um den Tierschutz ergänzt. 

8. Der Bundesrat schlägt vor, die erforderlichen Mit- 
tel für die Erweiterung neben einer gewissen Aufstok- 
kung in erster Linie durch Umschichtung innerhalb 
des Plafonds aufzubringen. Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, daß es zu einer Umschichtung der 
Maßnahmen innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe 
kommen muß. Die Umschichtung soll langfristig wirk- 
sam sein. Produktionssteigernde Maßnahmen sind 
gegenüber einkommensstützenden und produktions- 
vermindernden Maßnahmen zurückzuführen. 

Die Bundesregierung wird entsprechende Schritte ge- 
meinsam mit den Ländern im Planungsausschuß in 
Angriff nehmen. 


III. Vorschläge der Bundesregierung zur 
Weiterentwicklung der Förderungsgrundsätze für 
den Rahmenplan 1988 bis 1991 

9 . Die Bundesregierung hält aus agrarstrukturpoliti- 
schen Gründen eine Überprüfung der Förderungs- 
grundsätze des Rahmenplans für erforderlich. Sie be- 
absichtigt, bei den Verhandlungen mit den Ländern 
hierzu im wesentlichen folgende Vorschläge zu unter- 
breiten: 

10 . In den Grundsätzen für die Förderung der agrar- 
strukturellen Vorplanung sollte die Berücksichtigung 
von Belangen des Umweltschutzes, insbesondere des 
Natur-, Boden- und Gewässerschutzes, stärker her- 
vorgehoben werden. Der hohe Stellenwert dieses Po- 
litikbereichs verlangt eine solche Anpassung. 

11 . Die Verordnung (EWG) Nr. 1760/87 des Rates 
vom 15. Juni 1987 1 ), die am 29. Juni 1987 in Kraft 
getreten ist, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur An- 
passung der Landwirtschaft an die neuen Marktgege- 
benheiten eine Beihilfe zur Förderung der Extensivie- 
rung der Erzeugung bei Getreide, Rindfleisch und 
Wein innerhalb von neun Monaten einzuführen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, diese Maßnahme 
nach Novellierung des Gemeinschaftsaufgabengeset- 
zes (vgl. Abschnitt II) in die Förderung des Rahmen- 
plans aufzunehmen. 

12 . Bei Getreide ist vorgesehen, die Extensivierung 
zu fördern, wenn der Betrieb die Fläche dieses Pro- 
duktes um mindestens 20% für die Dauer von minde- 
stens fünf Jahren verringert. Die freiwerdenden Kapa- 
zitäten dürfen nicht für andere Überschußerzeugnisse 
genutzt werden. Die Verringerung der Erzeugung 
kann z. B. durch Einschränkung der Getreideanbau- 


9 . . . zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 797/85, (EWG) 
Nr. 270/79 (EWG) Nr. 1360/78 und (EWG) Nr. 355/77 im Be- 
reich der Agrarstrukturen und zur Anpassung der Landwirt- 
schaft an die neuen Marktgegebenheiten sowie zur Erhal- 
tung des ländlichen Raums (ABI. der EG Nr. L 167 vom 
26. Juni 1987). 
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fläche über eine Rotationsgrünbrache oder eine 
Dauerbrache erfolgen. 

13 . Bei Rindfleisch soll die Extensivierung gefördert 
werden, wenn der Betrieb die Erzeugung dieses Pro- 
duktes um mindestens 20% für die Dauer von fünf 
Jahren verringert. Eine Einschränkung der Produk- 
tion könnte beispielsweise erfolgen, wenn die Stück- 
zahl der Mastbullen und Mastochsen in der geforder- 
ten Größenordnung reduziert wird. 

14 . Bei Wein ist beabsichtigt, die Extensivierung zu 
fördern, wenn der Hektarertrag um mindestens 20% 
für die Dauer von mindestens fünf Jahren verringert 
wird. 

15 . Die unter Nr. 11 genannte Verordnung (EWG) 
Nr. 1760/87 hat auch die rechtlichen Voraussetzun- 
gen zu einer Verbesserung der Ausgleichszulage in 
den benachteiligten Gebieten geschaffen. Sie eröffnet 
die Möglichkeit, die strukturelle Anpassung landwirt- 
schaftlicher Betriebe in diesen Regionen verstärkt zu 
unterstützen. Die Bundesregierung beabsichtigt, die 
Maßnahmen im Rahmenplan 1988 bis 1991 umzuset- 
zen. 

Im wesentlichen handelt es sich dabei um 

— die Ausweitung der Ausgleichszulage auf pflanzli- 
che Kulturen. Hiervon ausgenommen sind Weich- 
weizen, sofern mehr als 25 dt/ha geerntet werden, 
Wein, wenn mehr als 20 hl/ha erzeugt werden, so- 
wie Zuckerrüben und Intensivkulturen; 

— die Anhebung der Obergrenze von 240 DM in Fäl- 
len von besonderer natürlicher Benachteiligung 
auf 286 DM/GV oder ha ; 

— die Möglichkeit zur Differenzierung der Höhe der 
Ausgleichszulage je nach betrieblicher Wirt- 
schaftslage und Höhe des betrieblichen Einkom- 
mens und 

— die verlängerte Gewährung der Ausgleichszulage 
bei Aufforstung bis zu maximal 20 Jahren. 

16 . Ferner ist beabsichtigt, den in Artikel 3 Abs. 5 
der Richtlinie des Rates vom 28. April 1975 über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten 
benachteiligten Gebieten (75/268/EWG) — ABI. der 
EG Nr. L 128 vom 19. Mai 1975 — festgesetzten Rah- 
men für den Umfang der „Kleinen Gebiete" (4% der 
Gesamtfläche des Mitgliedstaates) auszuschöpfen. 

17 . Im Bereich der Marktstrukturverbesserung hat 
es sich als notwendig erwiesen, eine Änderung vorzu- 
schlagen. Die für 1987 eingeführte Förderungsrege- 
lung für die Erfassung und Lagerung von Lein sowie 
für Errichtungen zur Herstellung, Lagerung und Ver- 
marktung von Leinfasern hat infolge ihrer zeitlichen 
Begrenzung nicht ausgereicht und soll deshalb ver- 
längert werden. 

18 . Die Bundesregierung strebt an, die Anpassungs- 
hilfen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer zur Ver- 
meidung von sozialen Härten als Folge der sozio- 
strukturellen Maßnahmen fortzuentwickeln. Denn so- 
wohl die Extensivierung als auch die von der EG- 


Kommission vorgeschlagene Vorruhestandsregelung 
für landwirtschaftliche Betriebsleiter können zu ei- 
nem Wegfall von Arbeitsplätzen landwirtschaftlicher 
Arbeitnehmer führen. Um die sozialen Auswirkungen 
zu mindern, sollen unter bestimmten Voraussetzun- 
gen auch solche Arbeitnehmer in die Förderung ein- 
bezogen werden, die auf Grund von Produktionsein- 
schränkungen ihren Arbeitsplatz verlieren. 

Um eine bessere soziale Ausgewogenheit zu den 
Maßnahmen für landwirtschaftliche Unternehmer 
herzustellen und die soziale Abfederung bei der an- 
haltend schwierigen Arbeitslage zu verbessern, ist 
weiter vorgesehen, den Monatsbetrag der Anpas- 
sungshilfe auf 595 DM anzuheben. 

19 . Im Rahmen der Förderung, insbesondere infra- 
struktureller Maßnahmen, soll verstärkt dazu beige- 
tragen werden, eine mit Landschaftselementen viel- 
fältig ausgestattete Landschaft für den integrierten 
Pflanzenbau und zum Erosionsschutz zu schaffen. 
Darüber hinaus wird angestrebt, Entwässerungsmaß- 
nahmen und Meliorationen soweit wie möglich nicht 
mehr zu fordern. 

20 . Die Beratungen über Einzelheiten der Ausge- 
staltung sind innerhalb der Bundesregierung noch 
nicht abgeschlossen. 


IV. Ausstattung der Rahmenpläne mit 
Finanzmitteln und weiteres Vorgehen 

21 . Die Ausstattung der Rahmenpläne in den ver- 
gangenen Jahren mit Finanzmitteln und die Auftei- 
lung auf Maßnahmengruppen ist aus den Anlagen 1 
und 2 zu ersehen. 

22 . Die Länder hatten für den Rahmenplan 1987 bis 
1990 einen Bedarf von insgesamt 1 623 Mio. DM Bun- 
desmittel angemeldet. Zur Durchführung der Maß- 
nahmen im Rahmenplan 1987 bis 1990 sind im Haus- 
haltsjahr 1987 1 490 Mio. DM Bundesmittel eingestellt 
worden. Darin sind 125 Mio. DM zur Verstärkung der 
Mittel für die Ausgleichszulage eingeschlossen. 
Ferner enthalten sie weitere 65 Mio. DM, die den 
Ländern 1987 für Umschichtungen zugunsten der 
Ausgleichszulage in 1986 erstattet werden; denn nicht 
alle Länder waren in der Lage, den vom PLANAK 
beschlossenen Mindestbetrag für die Ausgleichszu- 
lage 1986 durch Einsparungen bei den übrigen Maß- 
nahmen aufzubringen. Schleswig-Holstein, Nieder- 
sachsen und Rheinland-Pfalz mußten mit insgesamt 
17,288 Mio. DM aus Landesmitteln für die Ausgleichs- 
zulage im Jahre 1986 in Vorlage treten. Der Betrag 
wurde diesen Ländern 1987 vorab erstattet, so daß für 
die Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe in diesem 
Jahr tatsächlich 1 472,712 Mio. DM zur Verfügung 
stehen. 

Unter Berücksichtigung der Verpflichtungsermächti- 
gung von 900 Mio. DM steht ein Bewilligungsrahmen 
von rd. 1 567 Mio. DM zur Verfügung. 
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23. Im Haushaltsentwurf der Bundesregierung für 
1988 sind zur Durchführung der Maßnahmen in der 
Gemeinschaftsaufgabe Bundesmittel in Höhe von 
1 465 Mio. DM eingestellt worden, darunter 65 Mio. 
DM zur weiteren Verstärkung des Mittelansatzes für 
die Ausgleichszulage. 

Bei dem vorgegebenen Plafond und angesichts der 
hohen Priorität, die die Verbesserung der Ausgleichs- 
zulage erhalten soll, ist der Handlungsspielraum für 


die Förderung in anderen Bereichen und für die Fort- 
entwicklung der Förderungsmaßnahmen in Richtung 
auf einkommensstützende und produktionsmin- 
dernde Maßnahmen begrenzt. Umschichtungen wer- 
den nur in dem Umfang vorgenommen werden kön- 
nen, wie es die Höhe der jeweiligen Altverpflichtun- 
gen zuläßt. Der Zwang, die Förderung in nachrangi- 
gen Bereichen einzuschränken oder auszusetzen, 
wird wachsen. 
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Anlage 1 


Vergleich der IST-Ausgaben mit den Rahmenplanansätzen nach Maßnahmengruppen 

— Beträge in Mio. DM; Bundesmittel — 


Maßnahmengruppen 

M 

1980 

1982 

1983 

1986 

1987 

absolut 

b) in 
v. H. 
von a) 

absolut 

b) in 
v. H. 
von a) 

absolut 

b) in 
v H. 
von a) 

absolut 

b) in 
v. H. 
von a) 

absolut 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

1/2 Agrarstrukturelle 

a) 

337,1 

100 

261,6 

wo 

305,5 

100 

270,1 

100 

283,2 

Vorplanung/ 

b) 

340,9 

101 

281,7 

108 

313,5 

103 

245,8 

91 


Flurbereinigung 











3 Dorferneuerung 

a) 







35,0 

100 

43,4 


b) 







40,7 

116 


4 Förderung von 

a) 

401,9 

100 

313,0 

100 

311,1 

100 

450,5 

100 

596,4 

einzelbetrieblichen 

b) 

378,4 

94 

289,4 

92 

305,3 

98 

494,2 

109 


Investitionen 











darunter 











— Ausgleichszulage 

a) 

69,2 

100 

61,9 

100 

64,3 

100 

222,2 

100 

374,83) 


b) 

58,2 

84 

63,2 

102 

64,8 

101 

304,3 

137 


— Agrarkredit- 

a) 







16,2 

100 

20,2 

Programm 

b) 







13,1 

81 


5 Marktstruktur- 

a) 

47,0 

100 

31,0 

100 

35,5 

100 

32,1 

100 

38,2 

verbesserung 

b) 

43,7 

93 

26,6 

86 

28,0 

97 

28,2 

88 


6 Wasserwirtschaft 

a) 

434,5 

100 

272,5 

100 

321,0 

100 

314,9 

100 

301,4 


b) 

426,2 

98 

266,8 

98 

328,3 

102 

342,7 

109 


7 Forstliche Maßnahmen 

a) 

28,5 

100 

23,9 

100 

26,7 

100 

49,1 

100 

59,7 


b) 

28,0 

98 

22,5 

94 

14,6 

55 

57,7 

117 


darunter 











— aufgrund neuartiger 

a) 







18,4 

100 

28,1 

Waldschäden 

b) 







24,9 

135 


8 Weitere Maßnahmen 

a) 

30,3 

100 

18,2 

100 

19,0 

100 

20,2 

100 

19,5 


b) 

29,6 

98 

18,0 

99 

17,5 

92 

20,2 

100 


9 Küstenschutz 

a) 

130,7 

100 

129,8 

100 

136,2 

100 

128,1 

100 

131,2 


b) 

131,2 

100 

132,0 

102 

137,5 

101 

127,9 

100 


insgesamt 

a) 

1 410,0 

100 

1 050,0 

100 

1 155,0 

100 

1 360, 0 2 ) 

100 

1 490,03) 


b) 

1 378,1 

98 

1 036,9 

99 

1 144,7 

99 

1 357,4 

100 



c) 

1 618,5 

115 

1 525,2 

145 

1 524,2 

132 

1 586,5 ! 

116 

1 623,4 


! ) a) Rahmenplanansatz; b) IST-Ausgaben; c) Länderanmeldung 

2 ) Einschließlich einer nachträglichen Verstärkung der Mittel für die Ausgleichszulage um 60 Mio. DM. 

3 ) Einschließlich 17 r 3 Mio. DM Erstattung der Vorfinanzierung 1986, die ausschließlich zur Finanzierung der Ausgleichszulage zu 
verwenden ist. 
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Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/841 


Anlage 2 


Entwicklung der Mittelansätze 

— Beträge in Mio. DM — 


Jahr 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

A. Mittelausstattung insgesamt 

(Bundes- und Landesmittel) 

1 970,7 

1 969,4 

2 249,2 

1 983,6 

1 999,8 

2 188,4 

2 262,9 

B. Bundesmittel 

— Regierungsentwurf 

1 200,0 

1 200,0 

1 350,0 

1 345,0 

1 210,0 

1 310,0 

1 375,0 

— Haushaltsplan 

1 200,0 

1 210,0 

1 372,0 

1 210,0 

1 217,0 

1 330,0 

1 375,0 

— Rahmenplan 

1 200,0 

1 200,0 

1 372,0 

1 210,0 

1 217,0 

1 330,0 

1 375,0 

— Altverpflichtungen 

- 

241,1 

468,9 

539,4 

606,8 

702,0 

728,0 

in v. H. vom Rahmenplan 

- 

20,1 

34,2 

44,6 

49,9 

52,8 

53,0 

— Freie Kassenmittel 

1 200,0 

958,9 

903,1 

670,6 

610,2 

628,0 

647,0 

in v. H. vom Rahmenplan 

100,0 

79,9 

65,8 

55,4 

50,1 

47,2 

47,0 

— Mögliche Neubewilligungen 
aufgrund von VE 

900,0 

900,0 

1 029,0 

907,5 

912,7 

997,5 

1 031,3 

— Bewilligungsrahmen 

2 100,0 

1 858,9 

1 932,1 

1 578,1 

1 522,9 

1 625,5 

1 678,3 


Jahr 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

A. Mittelausstattung insgesamt 








(Bundes- und Landesmittel) 

2 318,9 

1 795,9 

1 719,1 

1 892,5 

1 925,9 

2 135,8 

2136,158 

B. Bundesmittel 








— Regierungsentwurf 

1 410,0 

1 150,0 

1 050,0 

1 155,0 

1 155,0 

1 200,0 

1300,0 

— Haushaltsplan 

1 410,0 

1 095,5 

1 050,0 

1 155,0 

1 175,0 

1 300,0 

1300,0 

— Rahmenplan 

1 410,0 

1 095,5 

1 050,0 

1 155,0 

1 175,0 

1 300,0 

1300,0 

— Altverpflichtungen 

750,3 

831,9 

802,4 

781,8 

751,2 

752,0 

749,1 

in v. H. vom Rahmenplan 

53,2 

75,9 

76,4 

67,7 

63,9 

57,9 

57,6 

— Freie Kassenmittel 

659,7 

263,6 

247,6 

373,2 

423,8 

! 

548,0 

550,9 

in v. H. vom Rahmenplan 

46,8 

24,1 

23,6 

32,3 

36,1 

42,1 

42,4 

— Mögliche Neubewilligungen 








aufgrund von VE 

1 057,5 

821,6 

787,5 

866,3 

881,2 

900,0 

900,0 

— Bewilligungsrahmen 

1 717,2 

1 085,2 

1 035,1 

1 239,5 

1 305,0 

1 448,0 

1450,9 


Jahr 

1987 

A. Mittelausstattung insgesamt 


(Bundes- und Landesmittel) 

2 440,6 

B. Bundesmittel 


— Regierungsentwurf 

1 490,0 

Haushaltsplan 

1 490,0 

— Rahmenplan 

1 490,0 

Altverpflichtungen 

823,1 

in v. H. vom Rahmenplan 

55,2 

Freie Kassenmittel 

666,9 

in v. H. vom Rahmenplan 

44,8 

— Mögliche Neubewilligungen 


aufgrund von VE 

900,0 

Bewilligungsrahmen 

1 566,9 
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